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KURZE BEGRÜNDUNG

Der Vorschlag für eine Verordnung über die Integrität und Transparenz des Energiemarkts ist 
notwendig. 

Zehn Jahre nach der schrittweisen Liberalisierung des Strom- und Gasmarktes hat sich 
gezeigt, dass die Strombörsen, die man geschaffen hat, und die standardisierten 
außerbörslichen Kontrakte (OTC-Kontrakten), die immer wieder einmal geschlossen werden, 
nicht gegen Versuche von Marktmanipulationen oder Insider-Straftaten gefeit sind. Wie sonst 
wären bestimmte Kurssprünge bei Strom und Gas erklärbar in einer Zeit, in der davon 
ausgegangen wird, dass die Tiefe und die Liquidität der grenzüberschreitenden Energiemärkte 
zu einer größeren Stabilität und einer besseren Vorhersehbarkeit der Preise führen. 

Die Liberalisierung der Energiemärkte wurde seinerzeit von der Kommission als eine 
notwendige Maßnahme gepriesen, die zu einer Senkung der Strom- und Gaskosten für die 
Verbraucher führen würde. Tatsächlich weisen die Kurse eine steigende Tendenz auf, und die 
„Energiearmut“ ist eine Begleiterscheinung der durchgeführten Liberalisierung. 

Umso wichtiger ist es, darauf zu achten, dass die Energiemärkte transparenter sind und besser 
überwacht werden und dass jeder Manipulationsversuch und jeder Marktmissbrauch 
aufgedeckt und bestraft wird. 

Durch den Vorschlag einer spezifischen Regelungen für die Energiemärkte erkennt die 
Kommission die Besonderheit dieses Marktes an und schlägt vor, die Regeln über den 
Marktmissbrauch und die Insider-Straftaten, die für die Finanzmärkte gelten, auch hier 
anzuwenden.

Die Kommission hat sich nämlich hauptsächlich an der Richtlinie 2003/6/EG vom 
28. Januar 2003 über Insider-Geschäfte und Marktmanipulation orientiert. Allerdings sollen 
einige Bestimmungen die Richtlinie stärken und gehen auf die Änderungen zurück, die die 
Kommission im Rahmen der angekündigten Überarbeitung der Richtlinie vorzuschlagen 
gedenkt. Dies stellt für die Mitgesetzgeber ein Problem dar, weil man von ihnen erwartet, im 
vorliegenden Vorschlag Bestimmungen abzusegnen, die über die bestehende spezifische 
Rechtsvorschrift hinausgehen. Dies könnte zu Verwirrung und zu Konflikten führen, wenn es 
vorkommen sollte, dass die Mitgesetzgeber die Vorschläge der Kommission für eine 
Verordnung über die Energiemärkte annehmen, dieselben Vorschläge für die Überarbeitung 
der Missbrauchsrichtlinie aber ganz oder zum Teil ablehnen. Das Risiko mag theoretisch sein, 
aber es existiert. 

In dem Vorschlag für eine Verordnung der Kommission wird vorgeschlagen, die Agentur für 
die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden (ACER) mit Sitz in Ljubljana, 
Slowenien, zu betrauen, die vor kurzem ihre Tätigkeit aufgenommen hat. Dieser Vorschlag ist 
vernünftig. Allerdings muss man diese Agentur noch mit den materiellen und personellen 
Mitteln ausstatten, die für die Erfüllung dieser neuen Aufgabe erforderlich sind. 

Außerdem ist es unverzichtbar, dass eine optimale Zusammenarbeit sowohl zwischen den 
nationalen Regulierungsbehörden und ACER als auch zwischen den nationalen Behörden für 
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die Finanzmarktregulierung und der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde 
(ESMA) eingerichtet wird, damit die Aufsicht über den Energiegroßhandelsmarkt erfolgreich 
ist. 

Auch muss man darauf achten, dass die Marktteilnehmer im Falle von Verstößen bestraft 
werden. Die von den nationalen Behörden vorzusehenden Sanktionen müssen abschreckend 
sein und deshalb über den potentiellen Gewinn der Betrüger hinausgehen. 

In einer vor kurzem veröffentlichten Mitteilung über die notwendige Stärkung der Sanktionen 
im Finanzdienstleistungssektor (KOM(2010)716) stellt die Kommission fest, dass „die 
Höchst- und Mindestbeträge, die die nationalen Rechtsvorschriften für Geldstrafen vorsehen, 
sehr unterschiedlich [seien], wobei die Höchstbeträge mitunter so niedrig [seien], dass kaum 
von ausreichender Abschreckung die Rede sein“ könne.

Die Kommission fährt folgendermaßen fort: „Um zu gewährleisten, dass eine Strafe einen 
rational handelnden Marktteilnehmer ausreichend abschreckt, muss die Möglichkeit, dass ein 
Verstoß unentdeckt bleibt, dadurch an Attraktivität verlieren, dass die verhängten Geldbußen 
deutlich höher liegen als der aus einem Verstoß gegen die Finanzdienstleistungsvorschriften 
resultierende Nutzen. Im Finanzsektor, wo die potenziellen Rechtsbrecher großenteils 
grenzübergreifend tätige Finanzinstitute mit außerordentlich hohen Umsätzen sind, können 
Geldbußen von einigen Tausend Euro nicht als ausreichende Abschreckung angesehen 
werden.“

Was für die Bekämpfung von Marktmissbrauch im Finanzsektor notwendig ist, ist genauso 
für die Energiemärkte vonnöten.

Ihr Berichterstatter unterstützt den Vorschlag für eine Verordnung der Kommission. Sie ist 
notwendig und sollte möglichst rasch in Kraft treten. 

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu 
übernehmen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Auf Energiegroßhandelsmärkten 
werden Derivatehandel und Warenhandel 
zusammen verwendet. Daher ist es wichtig, 
dass die Definitionen des 
Marktmissbrauchs, der aus Insider-Handel 

(7) Auf Energiegroßhandelsmärkten 
werden Derivatehandel und Warenhandel 
zusammen verwendet. Daher ist es wichtig, 
dass die Definitionen des 
Marktmissbrauchs, der aus Insider-Handel 
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und Marktmanipulation besteht, sowohl 
mit dem Derivatemarkt als auch mit dem 
Warenmarkt kompatibel sind.

und Marktmanipulation besteht, sowohl 
mit dem Derivatemarkt als auch mit dem 
Warenmarkt kompatibel sind. Betroffen 
sind alle Transaktionen, die auf 
reglementierten Märkten oder 
multilateralen Verhandlungsplattformen 
oder im Rahmen von OTC-Kontrakten 
direkt oder über Broker getätigt werden.

Or. fr

Begründung

Es ist entscheidend, dass die Verordnung für alle Beteiligten und für alle 
Großhandelstransaktionen, die über alle erdenklichen Instrumente getätigt werden, gilt.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Die Angabe der Definition der 
Begriffe Insider-Informationen und 
Marktmanipulation ist notwendig, um den 
besonderen Gegebenheiten der 
Energiegroßhandelsmärkte Rechnung zu 
tragen, die dynamisch sind und 
Änderungen unterliegen. Der Kommission 
sollte die Befugnis übertragen werden, für 
solche detaillierten Regeln delegierte 
Rechtsakte nach Artikel 290 des Vertrags 
zu erlassen.

(11) Die Angabe der Definition der 
Begriffe Insider-Informationen und 
Marktmanipulation ist notwendig, um den 
besonderen Gegebenheiten der 
Energiegroßhandelsmärkte Rechnung zu 
tragen, die dynamisch sind und 
Änderungen unterliegen. Der Kommission 
sollte die Befugnis übertragen werden, für 
solche detaillierten Regeln delegierte 
Rechtsakte nach Artikel 290 des Vertrags 
zu erlassen. Vor der Annahme eines 
delegierten Rechtsaktes sollte die 
Kommission etwaige Kommentare der 
Energiemarktteilnehmer einholen und die 
für den Energiesektor zuständigen 
Behörden sowie die Europäische 
Aufsichtsbehörde (Europäische 
Wertpapieraufsichtsbehörde) 
konsultieren. Das Europäische Parlament 
und der Rat werden über die Ergebnisse 
dieser Konsultationen unterrichtet.

Or. fr
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Begründung

Der Prozess der Erarbeitung eines delegierten Rechtsaktes muss die notwendige Abstimmung 
und Transparenz umfassen.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15) Um die notwendige Flexibilität bei der 
Erhebung von Informationen über 
Transaktionen mit 
Energiegroßhandelsprodukten 
sicherzustellen, sollte der Kommission die 
Befugnis übertragen werden, delegierte 
Rechtsakte nach Artikel 290 des Vertrags 
zu erlassen, in denen Zeitpunkt, Form und 
Inhalt der von den Marktteilnehmern zu 
übermittelnden Informationen festgelegt 
werden. Durch die Meldepflichten sollten 
den Marktteilnehmern keine unnötigen
Kosten entstehen. Personen, die gemäß den 
Bestimmungen der Richtlinie 2004/39/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 21. April 2004 über Märkte für 
Finanzinstrumente1 einer zuständigen 
Behörde Transaktionen melden und die 
gemäß den Bestimmungen der Verordnung 
../.. des Europäischen Parlaments und des 
Rates über OTC-Derivate, zentrale 
Gegenparteien und Transaktionsregister 
Transaktionen bei Transaktionsregistern 
und zuständigen Stellen melden, sollten 
daher keinen zusätzlichen Meldepflichten 
aufgrund dieser Verordnung unterliegen.

(15) Um die notwendige Flexibilität bei der 
Erhebung von Informationen über 
Transaktionen mit 
Energiegroßhandelsprodukten 
sicherzustellen, sollte der Kommission die 
Befugnis übertragen werden, delegierte 
Rechtsakte nach Artikel 290 des Vertrags 
zu erlassen, in denen Zeitpunkt, Form und 
Inhalt der von den Marktteilnehmern zu 
übermittelnden Informationen festgelegt 
werden. Durch die Meldepflichten sollten 
den Marktteilnehmern keine vermeidbaren
Kosten entstehen. Personen, die gemäß den 
Bestimmungen der Richtlinie 2004/39/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 21. April 2004 über Märkte für 
Finanzinstrumente1 einer zuständigen 
Behörde Transaktionen melden und die 
gemäß den Bestimmungen der Verordnung 
../.. des Europäischen Parlaments und des 
Rates über OTC-Derivate, zentrale 
Gegenparteien und Transaktionsregister 
Transaktionen bei Transaktionsregistern 
und zuständigen Stellen melden, sollten 
daher keinen zusätzlichen Meldepflichten 
aufgrund dieser Verordnung unterliegen. 

Or. fr

Begründung

Der Begriff „vermeidbare Kosten“ ist besser als „unnötige Kosten“. Jede Reglementierung 
führt zu Kosten, wenn diese auch möglichst weit gehend minimiert werden müssen, 
insbesondere durch die Einführung einer Bagatellgrenze.
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Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Die nationalen Regulierungsbehörden
sollten für die Durchsetzung dieser
Verordnung in den Mitgliedstaaten
verantwortlich sein. Zu diesem Zweck 
sollten sie über die notwendigen 
Untersuchungsbefugnisse verfügen, um 
diese Aufgabe effizient ausführen zu 
können.

(19) Die nationalen Regulierungsbehörden
sind verpflichtet, diese Verordnung in den 
Mitgliedstaaten durchzusetzen. Zu diesem 
Zweck sollten sie über die notwendigen 
Untersuchungsbefugnisse verfügen, um 
diese Aufgabe effizient ausführen zu 
können.

Or. fr

Begründung

Man muss darauf achten, dass sich alle nationalen Behörden an der Missbrauchsbekämpfung 
beteiligen.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Diese Verordnung gilt für alle Teilnehmer 
an den relevanten Märkten unabhängig 
davon, ob sie aus der Europäischen 
Union oder aus Drittländern stammen. 
Die Regelungen gelten für alle Kauf- und 
Verkaufstransaktionen, für die 
Erzeugung, für die Versorgung, für den 
Transport und für die Lieferung 
betreffend Energiegroßhandelsprodukte.

Or. fr
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Begründung

Es sollte ausdrücklich gesagt werden, dass die Verordnung auch für Interventionen auf den 
Energiemärkten durch Marktteilnehmer von außerhalb der EU gilt, unabhängig davon, 
welche Leistung sie erbringen.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Nummer 1 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Für die Anwendung von Unterabsatz 1 ist 
eine Information, die ein vernünftiger 
Marktteilnehmer wahrscheinlich als Teil 
seiner Entscheidungsgrundlage für den 
Abschluss einer ein 
Energiegroßhandelsprodukt betreffenden 
Transaktion nutzt, eine Information, die, 
wenn sie öffentlich bekannt würde, 
geeignet wäre, die Preise solcher 
Energiegroßhandelsprodukte erheblich zu 
beeinflussen. Zu einer solchen Information 
gehört eine Information, die die Kapazität 
von Anlagen zur Produktion, zur 
Speicherung, zum Verbrauch und zum 
Transport von Strom oder Erdgas betrifft, 
sowie eine Information, die aufgrund von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf 
Unionsebene oder nationaler Ebene, 
Marktvorschriften, Verträgen oder 
Gebräuchen auf dem relevanten 
Energiegroßhandelsmarkt bekannt gegeben 
werden muss.

Für die Anwendung von Unterabsatz 1 ist 
eine Information, die ein vernünftiger 
Marktteilnehmer wahrscheinlich als Teil 
seiner Entscheidungsgrundlage für den 
Abschluss einer ein 
Energiegroßhandelsprodukt betreffenden 
Transaktion nutzt, eine Information, die, 
wenn sie öffentlich bekannt würde, 
geeignet wäre, die Preise solcher 
Energiegroßhandelsprodukte erheblich zu 
beeinflussen. Zu einer solchen Information 
gehört eine Information, die die Kapazität 
– einschließlich einer Verminderung der 
Kapazität nach Unfällen oder bei 
Wartungsarbeiten – von Anlagen zur 
Produktion, zur Speicherung, zum 
Verbrauch und zum Transport von Strom 
oder Erdgas betrifft, sowie eine 
Information, die aufgrund von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften auf Unionsebene 
oder nationaler Ebene, Marktvorschriften, 
Verträgen oder Gebräuchen auf dem 
relevanten Energiegroßhandelsmarkt 
bekannt gegeben werden muss.

Or. fr

Begründung

Eine Verminderung der Kapazität kann die Märkte stark beeinflussen, und sie kann 
Grundlage für Manipulationen sein.
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Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Nummer 2 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

So ist das Erwecken des Anscheins, dass 
die verfügbare Stromerzeugungskapazität 
oder die verfügbare Gaskapazität oder die 
verfügbare Transportkapazität eine andere 
als die tatsächlich physisch verfügbare 
Kapazität ist, Marktmanipulation.

Das Erwecken des Anscheins, dass die 
verfügbare Stromerzeugungskapazität oder 
die verfügbare Gaskapazität oder die 
verfügbare Transportkapazität eine andere 
als die tatsächlich physisch verfügbare 
Kapazität ist, ist Marktmanipulation. Dies 
gilt auch für die Reservierung von 
Infrastrukturen für Betreiber von 
Energietransporten, die der Betreiber gar 
nicht zu benutzen beabsichtigt.

Or. fr

Begründung

Es bringt nichts, Beispiele für Marktmanipulationen anzuführen. Vielmehr sollten 
Manipulationen – wie etwa die übermäßige Reservierung von Kapazitäten – klar verboten 
werden.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 4 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Marktteilnehmer geben Insider-
Informationen in Bezug auf das 
Unternehmen oder auf Anlagen, die sich 
im Eigentum des betreffenden 
Marktteilnehmers befinden oder von 
diesem kontrolliert werden oder für deren 
betriebliche Angelegenheiten der 
Marktteilnehmer verantwortlich ist, ganz 
oder teilweise bekannt. Zu diesen 
Informationen zählen Informationen über 
die Kapazität von Anlagen zur Erzeugung 
und Speicherung, zum Verbrauch oder zur 
Übertragung/Fernleitung von Strom oder 

4. Die Marktteilnehmer geben Insider-
Informationen in Bezug auf das 
Unternehmen oder auf Anlagen, die sich 
im Eigentum des betreffenden 
Marktteilnehmers befinden oder von 
diesem kontrolliert werden oder für deren 
betriebliche Angelegenheiten der 
Marktteilnehmer verantwortlich ist, ganz 
oder teilweise zeitnah bekannt. Zu diesen 
Informationen zählen Informationen über 
die Kapazität – einschließlich einer 
Verminderung der Kapazität nach 
Unfällen oder bei Wartungsarbeiten – von 
Anlagen zur Erzeugung und Speicherung, 
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Erdgas. zum Verbrauch oder zur 
Übertragung/Fernleitung von Strom oder 
Erdgas.

Or. fr

Begründung

Eine Verminderung der Kapazität kann die Märkte stark beeinflussen, und sie kann 
Grundlage für Manipulationen sein.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 4 – Unterabsatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Begriff „Unternehmen“ umfasst 
auch die Mutter- bzw. 
Tochterunternehmen gemäß der 
Definition der Artikel 1 und 2 der 
Richtlinie 83/349/EWG des Rates vom 
13. Juni 1983 über den konsolidierten 
Abschluss1.
____________
1 ABl. L 193 vom 18.7.1983, S. 1.

Or. fr

Begründung

Der Begriff Unternehmen ist sachgerecht zu definieren und muss alle Niederlassungen und 
wichtigen Beteiligungen eines Unternehmens umfassen.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Um künftigen Entwicklungen auf den 
Energiegroßhandelsmärkten Rechnung 

Um künftigen Entwicklungen auf den 
Energiegroßhandelsmärkten Rechnung 
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tragen zu können, erlässt die Kommission 
gemäß Artikel 15 und vorbehaltlich der 
Bedingungen der Artikel 16 und 17 
delegierte Rechtsakte, in denen die in 
Artikel 2 Absätze 1 bis 5 genannten 
Begriffsbestimmungen verdeutlicht 
werden.

tragen zu können und um die Kohärenz 
mit der Entwicklung des Unionsrechts im 
Bereich der Finanzdienstleistungen und 
der Energie zu gewährleisten, erlässt die 
Kommission gemäß Artikel 15 und 
vorbehaltlich der Bedingungen der 
Artikel 16 und 17 delegierte Rechtsakte, in 
denen die in Artikel 2 Absätze 1 bis 5 
genannten Begriffsbestimmungen 
verdeutlicht werden.

Or. fr

Begründung

Es ist auf die Kohärenz aller Rechtstexte zu achten.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Agentur überwacht den Handel mit 
Energiegroßhandelsprodukten, um auf 
Insider-Informationen und 
Marktmanipulation basierenden Handel 
aufzudecken und zu verhindern. Sie erhebt 
wie in Artikel 7 vorgesehen Daten zur 
Bewertung und Überwachung der 
Energiegroßhandelsmärkte.

Die Agentur überwacht den Handel mit 
Energiegroßhandelsprodukten,
einschließlich der Transaktionen im 
Rahmen von OTC-Kontrakten, zu denen 
auch Verträge mit großen Endabnehmern 
von Energie gehören, um auf Insider-
Informationen und Marktmanipulation 
basierenden Handel aufzudecken und zu 
verhindern. Sie erhebt wie in Artikel 7 
vorgesehen Daten zur Bewertung und 
Überwachung der 
Energiegroßhandelsmärkte.

Or. fr

Begründung

Die Regulierungsstellen müssen über eine globale Marktsicht verfügen.
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Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Agentur erhält Aufzeichnungen der 
Transaktionen am 
Energiegroßhandelsmarkt einschließlich 
der Kauf- bzw. Verkaufsaufträge. Die 
Kommission erlässt gemäß Artikel 15 und 
vorbehaltlich der Bedingungen der 
Artikel 16 und 17 delegierte Rechtsakte, in 
denen Zeitpunkt, Form und Inhalt der 
Meldung dieser Informationen und 
gegebenenfalls Schwellenwerte für die 
Meldung von Transaktionen festgelegt sind 
sowie die Arten von Kontrakten genannt 
werden, für die Transaktionen zu melden 
sind.

1. Die Agentur erhält Aufzeichnungen der 
Transaktionen am 
Energiegroßhandelsmarkt einschließlich 
der Kauf- bzw. Verkaufsaufträge. Die 
Kommission erlässt gemäß Artikel 15 und 
vorbehaltlich der Bedingungen der 
Artikel 16 und 17 delegierte Rechtsakte, in 
denen Zeitpunkt, Form und Inhalt der 
Meldung dieser Informationen und 
Schwellenwerte für die Meldung von 
Transaktionen festgelegt sind sowie die 
Arten von Kontrakten genannt werden, für 
die Transaktionen zu melden sind.

Or. fr

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Es wird eine Bagatellgrenze eingerichtet, 
um diejenigen Marktteilnehmer von der 
Datenübermittlungspflicht zu befreien, 
deren Größe nicht dazu taugt, die 
Energiemärkte zu beeinflussen.

Or. fr

Begründung

Um die Kosten für KMU zu begrenzen, ist die Festlegung einer „de minimis“-Regel 
erforderlich.
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Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 4 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Marktteilnehmer übermitteln der 
Agentur und den nationalen 
Regulierungsbehörden Informationen über 
die Kapazität von Anlagen zur Erzeugung 
und Speicherung, zum Verbrauch oder zur 
Übertragung/Fernleitung von Strom oder 
Erdgas zum Zweck der Überwachung der 
Energiegroßhandelsmärkte.

Die Marktteilnehmer übermitteln der 
Agentur und den nationalen 
Regulierungsbehörden Informationen über 
die Kapazität – einschließlich einer 
Verminderung der Kapazität nach 
Unfällen oder bei Wartungsarbeiten – von 
Anlagen zur Erzeugung und Speicherung, 
zum Verbrauch oder zur 
Übertragung/Fernleitung von Strom oder 
Erdgas zum Zweck der Überwachung der 
Energiegroßhandelsmärkte.

Or. fr

Begründung

Eine Verminderung der Kapazität kann die Märkte stark beeinflussen, und sie kann 
Grundlage für Manipulationen sein.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Erforderlichenfalls wird die Agentur die 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Dezember 2000 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die 
Organe und Einrichtungen der 
Gemeinschaft und zum freien 
Datenverkehr einhalten.

Die Agentur wird die Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Dezember 2000 
zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch die Organe und Einrichtungen der 
Gemeinschaft und zum freien 
Datenverkehr einhalten.

Or. fr
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Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die nationalen Regulierungsbehörden
stellen sicher, dass die in den Artikeln 3 
und 4 festgelegten Verbote angewendet 
werden.

Die nationalen Regulierungsbehörden sind 
verpflichtet sicherzustellen, dass die in den 
Artikeln 3 und 4 festgelegten Verbote 
angewendet werden.

Or. fr

Begründung

Alle nationalen Behörden müssen zur Zusammenarbeit bei der Bekämpfung von 
Marktmissbrauch und Insider-Straftaten verpflichtet werden.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass die 
nationalen Regulierungsbehörden mit den 
für die Ausübung dieser Funktion 
notwendigen Untersuchungsbefugnissen 
ausgestattet sind. Diese Befugnisse werden 
in verhältnismäßiger Weise ausgeübt. 
Diese Befugnisse können

Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass die 
nationalen Regulierungsbehörden mit den 
für die unverzügliche Ausübung dieser 
Funktion notwendigen 
Untersuchungsbefugnissen ausgestattet 
sind. Diese Befugnisse werden in 
verhältnismäßiger Weise ausgeübt. Diese 
Befugnisse können

Or. fr

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(d) bereits existierende Aufzeichnungen (d) bereits existierende Aufzeichnungen 
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von Telefongesprächen und 
Datenübermittlungen anzufordern,

von Telefongesprächen und 
Datenübermittlungen, insbesondere auf 
elektronischem Wege, anzufordern,

Or. fr

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) Personen, die für die nationalen 
Regulierungsbehörden arbeiten oder 
gearbeitet haben,

(c) Personen, die für die nationalen 
Regulierungsbehörden oder sonstigen 
nationalen Behörden, die gegebenenfalls 
befasst werden, arbeiten oder gearbeitet 
haben,

Or. fr

Begründung

Das Berufsgeheimnis muss für alle beteiligten Behörden gelten.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten legen die 
Sanktionsregeln für Verstöße gegen die 
Bestimmungen dieser Verordnung fest und 
treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass diese Bestimmungen 
umgesetzt werden. Die Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten 
teilen der Kommission diese Vorschriften 
bis spätestens ... mit und melden ihr spätere 
Änderungen unverzüglich.

Die Mitgliedstaaten legen die 
Sanktionsregeln für Verstöße gegen die 
Bestimmungen dieser Verordnung fest und 
treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass diese Bestimmungen 
umgesetzt werden. Die Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend sein. Sie müssen der 
Schwere des Verstoßes entsprechen und 
erheblich über die tatsächlichen oder 
potentiellen Gewinne der rechtswidrigen 
Transaktionen hinausgehen. Die 
Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
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diese Vorschriften bis spätestens ... mit und 
melden ihr spätere Änderungen 
unverzüglich.

Or. fr

Begründung

Die Sanktionen müssen über die potentiellen Gewinne hinausgehen.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Vor der Annahme eines delegierten 
Rechtsaktes hat die Kommission etwaige 
Kommentare der Energiemarktteilnehmer 
einzuholen und die für den Energiesektor 
zuständigen Behörden sowie die 
Europäische Aufsichtsbehörde 
(Europäische 
Wertpapieraufsichtsbehörde) zu 
konsultieren. Das Europäische Parlament 
und der Rat werden über die Ergebnisse 
dieser Konsultationen unterrichtet.

Or. fr

Begründung

Der Prozess der Erarbeitung eines delegierten Rechtsaktes muss die notwendige Abstimmung 
und Transparenz umfassen.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 17a
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Personal und Ressourcen der Agentur
Die Agentur bewertet bis zum 
15. September 2011 den Bedarf an 
Personal und Ressourcen, der sich aus 
der Wahrnehmung ihrer Befugnisse und 
Aufgaben aufgrund dieser Verordnung 
ergibt, und unterbreitet dem 
Europäischen Parlament, dem Rat und 
der Kommission einen Bericht.

Or. fr


